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berechtigt, ihr Amt durch Erklärung gegenüber dem Bundespräsidenten niederzulegen. Scheidet ein Mitglied 
vorzeitig aus, so wird ein neues Mitglied für die Dauer der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds berufen. Satz 
2 gilt entsprechend. 

(2) Die Mitglieder sollen Erfahrungen in legislativen Angelegenheiten innerhalb staatlicher oder gesellschaftlicher
Institutionen gesammelt haben und über Kenntnisse in wirtschaftlichen Angelegenheiten verfügen.

(3) Die Mitglieder dürfen während ihrer Mitgliedschaft im Nationalen Normenkontrollrat weder einer
gesetzgebenden Körperschaft noch einer Bundesbehörde noch einer Landesbehörde angehören noch zu diesen
in einem ständigen Dienst- oder Geschäftsbesorgungsverhältnis stehen. Ausnahmen sind für Hochschullehrer
zulässig. Sie dürfen auch nicht innerhalb des letzten Jahres vor der Berufung zum Mitglied des Nationalen
Normenkontrollrates eine derartige Stellung innegehabt haben.

(4) Den Vorsitz im Nationalen Normenkontrollrat führt das vom Bundeskanzler bestimmte Mitglied.

(5) Die Mitgliedschaft im Nationalen Normenkontrollrat ist ein Ehrenamt.

(6) Der Nationale Normenkontrollrat entscheidet mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Bei Stimmengleichheit
unterbleibt eine Beanstandung des überprüften Gesetzentwurfs. Ein Sondervotum ist nicht zulässig.

(7) Das Verfahren des Nationalen Normenkontrollrates regelt eine vom Bundeskanzler im Einvernehmen mit den
anderen Mitgliedern der Bundesregierung gebilligte Geschäftsordnung.

(8) Die Rechtsaufsicht führt der Chef des Bundeskanzleramtes.

(9) Beim Bundeskanzleramt wird ein Sekretariat des Nationalen Normenkontrollrates eingerichtet. Der Leiter
des Sekretariats nimmt beratend an den Sitzungen des Nationalen Normenkontrollrates teil. Der Leiter
des Sekretariats unterliegt allein den Weisungen des Nationalen Normenkontrollrates. Die Mitarbeiter des
Sekretariats unterliegen allein den Weisungen des Nationalen Normenkontrollrates und des Leiters des
Sekretariats. Die Angehörigen des Sekretariats dürfen weder hauptamtlich noch nebenamtlich gleichzeitig mit
anderen Aufgaben innerhalb der unmittelbaren oder mittelbaren Staatsverwaltung des Bundes oder der Länder
betraut sein.

(10) Die Mitglieder des Nationalen Normenkontrollrates erhalten eine pauschale Entschädigung sowie Ersatz ihrer
Reisekosten. Diese werden vom Chef des Bundeskanzleramtes im Einvernehmen mit dem Bundesminister des
Innern festgesetzt.

(11) Die Mitglieder des Nationalen Normenkontrollrates und die Angehörigen des Sekretariats sind zur
Verschwiegenheit über die Beratungen und die vom Nationalen Normenkontrollrat als vertraulich bezeichneten
Beratungsunterlagen verpflichtet.

(12) Die Kosten des Nationalen Normenkontrollrates trägt der Bund. Dem Nationalen Normenkontrollrat
ist die für die Erfüllung seiner Aufgaben notwendige Personal- und Sachausstattung zur Verfügung zu
stellen. Die Stelle des Leiters des Sekretariats ist im Einvernehmen mit dem Nationalen Normenkontrollrat
zu besetzen. Die Stellen der Mitarbeiter des Sekretariats sind im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des
Nationalen Normenkontrollrates zu besetzen. Die Angehörigen des Sekretariats können, falls sie mit der
beabsichtigten Maßnahme nicht einverstanden sind, nur im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Nationalen
Normenkontrollrates versetzt, abgeordnet oder umgesetzt werden.

§ 4 Aufgaben des Nationalen Normenkontrollrates

(1) Dem Prüfungsrecht des Nationalen Normenkontrollrates unterliegen:

1. Entwürfe für neue Bundesgesetze,

2. bei Entwürfen von Änderungsgesetzen auch die Stammgesetze,

3. Entwürfe nachfolgender nachrangiger Rechts- und Verwaltungsvorschriften,

4. Vorarbeiten zu Rechtsakten (Rahmenbeschlüssen, Beschlüssen, Übereinkommen und den diesbezüglichen
Durchführungsmaßnahmen) der Europäischen Union und zu Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen
der Europäischen Gemeinschaft,

5. bei der Umsetzung von EU-Recht die betroffenen Gesetze und nachrangigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften,
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6. bestehende Bundesgesetze und auf ihnen beruhende Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften.

(2) Die Prüfung des Nationalen Normenkontrollrates kann sich über die Prüfung nach § 1 Absatz 3 hinaus auf die
methodengerechte Durchführung und nachvollziehbare Darstellung der folgenden Aspekte erstrecken:

1. verständliche Darstellung des Ziels und der Notwendigkeit der Regelung,

2. Erwägungen zu anderen Lösungsmöglichkeiten,

3. Erwägungen zum Zeitpunkt des lnkrafttretens, zur Befristung und Evaluierung,

4. Ausführungen zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung,

5. inwieweit im Falle der Umsetzung einer Richtlinie oder sonstiger Rechtsakte der Europäischen Union über
deren Vorgaben hinaus weitere Regelungen getroffen werden.

(3) Der Nationale Normenkontrollrat überprüft die Regelungsentwürfe der Bundesministerien vor deren Vorlage
an das Bundeskabinett. Regelungsvorlagen des Bundesrates prüft der Nationale Normenkontrollrat, wenn sie
ihm vom Bundesrat zugeleitet werden. Er prüft Gesetzesvorlagen aus der Mitte des Bundestages auf Antrag der
einbringenden Fraktion oder der einbringenden Abgeordneten. Die Reihenfolge der Bearbeitung steht in seinem
Ermessen.

(4) Der Nationale Normenkontrollrat nimmt Stellung zu dem jährlichen Bericht der Bundesregierung zur Frage,
inwieweit die Ziele der Bundesregierung zu Bürokratieabbau und besserer Rechtsetzung erreicht worden sind.

(5) Unberührt bleiben die Prüfungskompetenz des Bundesrechnungshofs und des Bundesbeauftragten für die
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung.

§ 5 Befugnisse des Nationalen Normenkontrollrates

(1) Der Nationale Normenkontrollrat ist berechtigt,

1. die Datenbank zu nutzen, die die Bundesregierung für die bei der Ermittlung der Bürokratiekosten
erhaltenen Daten angelegt hat,

2. eigene Anhörungen durchzuführen,

3. Gutachten in Auftrag zu geben,

4. der Bundesregierung Sonderberichte vorzulegen.

(2) Behörden des Bundes und die Länder leisten dem Normenkontrollrat Amtshilfe.

§ 6 Pflichten des Nationalen Normenkontrollrates

(1) Der Nationale Normenkontrollrat gibt seine Stellungnahmen zu den Gesetzentwürfen nicht öffentlich ab.
Diese Stellungnahmen und die Stellungnahmen der Bundesregierung dazu werden dem Gesetzentwurf bei der
Einbringung in den Bundestag beziehungsweise bei der Zuleitung an den Bundesrat beigefügt.

(2) Der Nationale Normenkontrollrat berichtet jährlich dem Bundeskanzler. Er kann seinem schriftlichen Bericht
Empfehlungen beifügen.

(3) Der Nationale Normenkontrollrat steht den federführenden und den mitberatenden ständigen Ausschüssen
des Bundestages und des Bundesrates zur Beratung zur Verfügung.

§ 7 Pflichten der Bundesregierung

Die Bundesregierung erstattet dem Deutschen Bundestag jährlich einen Bericht über 

1. den Stand des Bürokratieabbaus im Rahmen bestehender Zielvorgaben,

2. die Erfahrungen mit der angewandten Methodik zur Schätzung des Erfüllungsaufwandes,

3. die Entwicklung des Erfüllungsaufwandes in den einzelnen Ministerien und

4. die Ergebnisse und Fortentwicklung auf dem Gebiet der besseren Rechtsetzung.

§ 8 Aufgaben des Statistischen Bundesamtes
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welche Daten dafür herangezogen wurden. Der NKR bietet an, diese 

Qualitätssicherung durchzuführen. 

 

6. Bei Evaluierungen, die den Erfüllungsaufwand zum Gegenstand haben 

können, binden die Ressorts das Statistische Bundesamt (StBA) frühzeitig in 

die Planung von Evaluierungen ein, um eine sinnvolle Verzahnung der 

Nachmessung des Erfüllungsaufwands und der Evaluierung sicherzustellen. 

Beim StBA wird eine Kompetenzstelle eingerichtet, die die Ressorts bei 

Bedarf zur Planung und Durchführung von Evaluierungen berät. 

 

7. Im Rahmen ihrer Weiterbildungsstrategie (Ziffer I.5 des Arbeitsprogrammes 

Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau 2018) stellt die 

Bundesregierung Schulungsangebote für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

der Ressorts zur Verfügung, die Evaluierungen durchführen. 

 

8. Die Ressorts nehmen zur Frage Stellung, welche Schlussfolgerungen 

beziehungsweise weiteren Vorgehensweisen sie aus den Evaluierungs-

ergebnissen ziehen. 

 

9. Im Rahmen der Evaluierung sollen die Ressorts in geeigneter Weise Länder, 

kommunale Spitzenverbände, Fachkreise und Verbände soweit betroffen zur 

Frage der Zielerreichung und ggfs. auch zu den in der Konzeption genannten 

weiteren Prüfkriterien einbinden. Sie berücksichtigen dabei auch die im 

Zweiten nationalen Aktionsplan der Bundesregierung im Rahmen der 

Teilnahme an der Open Government Partnership enthaltene Zielsetzung, die 

Einbindung von Bürgerinnen und Bürgern und Vertreterinnen und Vertretern 

der Zivilgesellschaft in das Regierungshandeln zu stärken. 

 

10. Evaluierungen und Stellungnahmen der Bundesregierung nach Ziffer 8 

werden grundsätzlich auf einer zentralen Online-Plattform der 

Bundesregierung veröffentlicht. 
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III   Regeln für die Kompensation  

● Normadressatenspezifische Dimension  

Zusätzlicher laufender Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft kann nur mit 

laufendem Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft kompensiert werden.  

● Ressortspezifische Dimension  

Für die Kompensation ist das für die jeweilige Einzelregelung federführende 

Ressort verantwortlich.   

Erkennt das betreffende Ressort keine Kompensationsmöglichkeiten und kann es 

aus früheren Vorhaben keinen Überschuss an Entlastungen in der notwendigen 

Höhe nachweisen, kann es bei anderen Ressorts – bilateral oder im 

Staatssekretärsausschuss Bürokratieabbau – um die Übernahme der 

Kompensation nachsuchen (ressortübergreifende Kompensation).  

● Zeitliche Dimension  

Sofern in belastenden Vorhaben die Kompensation nicht unmittelbar realisiert 

werden kann, wird in Vorblatt bzw. Begründung oder alternativ außerhalb des 

Vorhabens in geeigneter Weise dargestellt, wie die Kompensation erreicht werden 

soll oder welche Entlastungsperspektive besteht. Im Regelfall sollen 

Entlastungsmaßnahmen binnen eines Jahres vorgelegt werden. Ziel ist es, den 

Anstieg des Erfüllungsaufwands bis zum Ende der Legislaturperiode zu 

begrenzen.  

● Betragsmäßige Dimension  

Es gilt der Grundsatz, Belastungen in gleichem Maße wieder abzubauen.   

Der Staatssekretärsausschuss Bürokratieabbau kann die Deckelung der zu 

erbringenden Kompensation beschließen, wenn der neu aufgebaute 

Erfüllungsaufwand nachvollziehbar die Kompensationsfähigkeit des Ressorts 

übersteigt oder der dargestellte Erfüllungsaufwand zu erwartende unmittelbare 

quantifizierte Entlastungswirkungen oder Vorteile des Regelungsvorhabens für die 

Wirtschaft nicht adäquat wiedergibt.   
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Vor einem Beschluss des Staatssekretärsausschusses zur geplanten Deckelung 

soll der NKR dazu gehört werden, ob die vorgesehene Kompensation, 

insbesondere der Erfüllungsaufwand, nachvollziehbar und plausibel dargestellt ist.  

  

IV    Monitoring  

Neben dem etablierten Monitoring über die Veränderung des Erfüllungsaufwands 

wird das StBA die angekündigten Kompensationsmaßnahmen ressortspezifisch 

erfassen und für jedes Ressort darstellen wie sich der Auf- und Abbau von 

Erfüllungsaufwand durch die unter die One in, one out – Regel fallenden 

Regelungsvorhaben entwickelt.  

Die Ressorts berichten halbjährlich im Staatssekretärsausschuss Bürokratieabbau 

über Fortschritt und Schwierigkeiten bei den geplanten Abbaumaßnahmen sowie 

ggf. über eine drohende Zielverfehlung.   

  

V    Berichtswesen  

Die nach § 7 NKRG geregelte jährliche Berichtspflicht der Bundesregierung an den 

Deutschen Bundestag erfasst auch die Umsetzung der One in, one out – Regel.   

  

VI  Prüfung / Weiterentwicklung der Methodik   

Die Bundesregierung wird die Methodik zur Ermittlung und Darstellung des 

Erfüllungsaufwands unter Einbeziehung des Nationalen Normenkontrollrats 

überprüfen und soweit erforderlich weiterentwickeln.  

  

VII   Inkrafttreten  

Die One in, one out – Regel gilt für alle Vorhaben, die ab dem 1. Juli 2015 von der 

Bundesregierung beschlossen werden. Maßgebend ist das Datum des 

Kabinettbeschlusses. Vorher entstandene Entlastungen werden in der 

Berichterstattung der Bundesregierung zur One in, one out – Regel berücksichtigt.   
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Gutachten – vergeben durch den Nationalen Normenkontrollrat 

Stand: Juli 2021 

• 04/2013 - Quantifizierung des Nutzens von Regelungsvorhaben. Internationale 

Erfahrungen im Vergleich (Prognos AG) 

• 10/2013 - Gutachten zur Durchführung von Ex-post-Evaluationen - Gute Praktiken und 

Erfahrungen in anderen Staaten (Prognos AG) 

• 02/2015 - Vollzugsorientierte Gesetzgebung: Wie können EU, Bund, Ländern und 

Kommunen die Folgekosten rechtlicher Vorgaben besser ermitteln? (IfG.CC -The Potsdam 

eGovernment Competence Center) 

• 11/2015 - E-Government in Deutschland: Vom Abstieg zum Aufstieg. (Kompetenzzentrum 

Öffentliche IT, Fraunhofer-Institut für Offene Kommunikationssysteme FOKUS) 

• 06/2016 - E-Government in Deutschland: Wie der Aufstieg gelingen kann – ein 

Arbeitsprogramm. (CSC Deutschland GmbH) 

• 10/2017- Mehr Leistung für Bürger und Unternehmen: Verwaltung digitalisieren. Register 

modernisieren. (McKinsey & Company) 

• 04/2019 - Möglichkeiten zur Beschleunigung verwaltungsgerichtlicher Verfahren über 

Vorhaben zur Errichtung von Infrastruktureinrichtungen und Industrieanlagen. (Prof. Dr. 

Wolfgang Ewer, Fachanwalt für Verwaltungsrecht) 

• 10/2019 - Erst der Inhalt, dann die Paragrafen (McKinsey & Company) 

• 06/2020 - Digitale Verwaltung braucht digitaltaugliches Recht - Der modulare 

Einkommensbegriff (msg systems ag, Ruhr Universität Bochum) 

• 07/2021 - Begleitstudie zum digitalen Servicehandbuch – Wegweiser für Digitalisierung 

und Verwaltungsleistungen (Valtech GmbH, IMTB Consulting GmbH) 
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